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Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ruben Rupp, Robin Jünger, 
Alexander Arpaschi, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 
– Drucksache 21/8767 –

Das Scheitern des KI-Rechenzentrums in Demmin – Ursachen und 
Konsequenzen für die Ansiedlung digitaler Infrastrukturen im ländlichen Raum

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Der Ausbau der digitalen Infrastruktur, insbesondere die Ansiedlung moderner 
Rechenzentren, ist mit eine der Grundvoraussetzungen für die technologische 
Souveränität und die Zukunftsfähigkeit Deutschlands. Besonders im Bereich 
der Künstlichen Intelligenz (KI) besteht ein massiver Bedarf an hochperfor-
manten Rechenkapazitäten. Die Bundesregierung hat es sich zum Ziel gesetzt, 
Deutschland als führenden KI-Standort zu etablieren und gleichzeitig die 
strukturschwachen, ländlichen Regionen durch die Ansiedlung von Schlüssel-
technologien zu stärken (https://bmds.bund.de/service/publikationen/national
e-rechenzentrumsstrategie). Eine moderne Staatsmodernisierung muss daher 
sicherstellen, dass die regulatorischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen für solche Investitionsprojekte attraktiv und verlässlich gestaltet sind.

Die aktuelle Berichterstattung über die Absage für das geplante KI-Rechen-
zentrum in Demmin markiert in diesem Zusammenhang einen herben Rück-
schlag für den Wirtschaftsstandort Nordostdeutschland. Nach vorliegenden In-
formationen hat der Investor das Milliarden-Projekt, welches die Schaffung 
zahlreicher hochqualifizierter Arbeitsplätze und eine erhebliche Steigerung 
der regionalen Wertschöpfung versprach, endgültig verworfen (https://ostdeuts
cheallgemeine.com/article/rechenzentrum-kommt-nicht-kein-milliarden-jackp
ot-fuerdemmin-10247712). Als Gründe für dieses Scheitern stehen insbeson-
dere die im internationalen Vergleich hohen Energiepreise, unzureichende 
Netzanbindungskapazitäten sowie langwierige administrative Prozesse im 
Raum (https://ostdeutscheallgemeine.com/article/rechenzentrum-kommt-nich
t-kein-milliarden-jackpot-fuerdemmin-10247712). Das geplatzte Projekt in 
Demmin ist damit kein bedauerlicher Einzelfall, sondern ein symptomatisches 
Warnsignal für die mangelnde Standortattraktivität Deutschlands im Bereich 
digitaler Schlüsselinfrastrukturen.

Wenn zukunftsweisende Projekte in strukturschwachen Regionen trotz lokaler 
Unterstützung an den staatlichen Rahmenbedingungen scheitern, gefährdet 
dies nicht nur die nationalen KI-Ziele, sondern verfestigt auch die digitale 
Kluft zwischen urbanen Zentren und dem ländlichen Raum. Eine erfolgreiche 
Ansiedlungspolitik erfordert eine enge Verzahnung von Energiepolitik, Digi-
talstrategie und Bürokratieabbau. Dass ein Milliarden-Jackpot für eine Stadt 
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wie Demmin verloren geht, wirft grundlegende Fragen zur Steuerungsfähig-
keit der Bundesregierung bei der Umsetzung ihrer eigenen Modernisierungs-
versprechen auf.

Vor diesem Hintergrund besteht ein erhebliches parlamentarisches Informati-
onsbedürfnis darüber, welche konkreten Ursachen zum Scheitern des Projekts 
in Demmin geführt haben, inwieweit die Bundesregierung in den Ansied-
lungsprozess eingebunden war und welche Konsequenzen sie aus diesem Vor-
fall für die künftige Förderung und Absicherung digitaler Großinvestitionen 
generell und in diesem Fall besonders im ländlichen Raum zieht.

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Im Rahmen des Rechenzentrumsstrategie hat die Bundesregierung 28 Maßnah-
men beschlossen, von denen 25 bereits in der Umsetzung oder sogar abge-
schlossen sind. Der Rechenzentrumsstandort Deutschland ist sehr attraktiv, seit 
2023 wurden die Investitionen hier mehr als verdoppelt. Zudem haben private 
Anbieter Investitionen im mittleren zweistelligen Milliardenvolumen in 
Deutschland angekündigt. Dass nicht jedes einzelne private Investitionsvorha-
ben gelingt, liegt in der Natur einer marktwirtschaftlichen Ordnung und kann 
und sollte nicht zu einer Intervention des Staates bei privaten Einzelvorhaben 
führen.

 1. Welche konkreten Erkenntnisse liegen der Bundesregierung über die 
Gründe für das Scheitern des geplanten KI-Rechenzentrums in Demmin 
(Mecklenburg-Vorpommern) vor?

Der Bundesregierung liegen dazu keine konkreten Informationen vor. Privat-
wirtschaftliche Projekte mit Blick auf einzelne Flächenentwicklungen für Re-
chenzentrumsansiedlungen werden typischerweise auf kommunaler oder Lan-
desebene begleitet.

 2. Inwieweit war die Bundesregierung, insbesondere das Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Energie (BMWE) sowie das Bundesministerium 
für Digitales und Staatsmodernisierung (BMDS), in den Ansiedlungspro-
zess des Investors involviert und wurden Unterstützungsangebote seitens 
des Bundes unterbreitet, wenn ja, wie konkret, und mit welchen Beträ-
gen?

Rechenzentrumsansiedlungen sind in der Regel privatwirtschaftliche Projekte, 
die selbstständig nach für ihre Bedürfnisse einen passenden Standort suchen 
und akquirieren. Seitens des Bundes wurden keine Unterstützungsangebote un-
terbreitet.

 3. Welche Rolle spielten nach Kenntnis der Bundesregierung bei der Absa-
ge des Investors die aktuellen Strompreise für industrielle Großabneh-
mer, und wie bewertet die Bundesregierung diese im internationalen Ver-
gleich für den Ansiedlungsstandort Deutschland?

Zu einzelnen Gründen des Investors liegen der Bundesregierung keine Informa-
tionen vor.
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 4. Welche Defizite bei der Netzanbindung bzw. der verfügbaren Netzkapa-
zität am Standort Demmin wurden nach Kenntnis der Bundesregierung 
als Hinderungsgrund für das KI-Rechenzentrum identifiziert?

Der Bundesregierung liegen dazu keine Informationen vor. Projektierer haben 
die Möglichkeit informelle Netzanschluss-Anfragen an den zuständigen Über-
tragungsnetzbetreiber zu stellen und können zu einem Stichtag ihren Netzan-
schlussantrag bei den zuständigen Übertragungsnetzbetreiber einreichen.

 5. Welche weiteren bürokratischen oder administrativen Hürden (z. B. lang-
wierige Genehmigungsverfahren, Planfeststellung) wurden nach Kennt-
nis der Bundesregierung seitens des Investors als kritisch für das Schei-
tern des Projekts angeführt (bitte erläutern)?

Der Bundesregierung liegen zu möglichen diesbezüglichen Einschätzungen des 
Investors keine Informationen vor. Ergänzend wird verwiesen auf die Antwort 
zu Frage 1.

 6. Wie bewertet die Bundesregierung das Scheitern dieses KI-Großprojekts 
vor dem Hintergrund ihrer eigenen „KI-Strategie“ und der Zielsetzung, 
Deutschland als führenden KI‑Standort zu etablieren?

Zusätzlich zu den verfügbaren und bestehenden Rechenkapazitäten für Künstli-
che Intelligenz haben in Deutschland neben internationalen Investoren u. a. 
auch die Schwarz Gruppe und die Telekom mit Blick auf Künstliche Intelligenz 
signifikante Investitionen in Rechenzentren an den Standorten Lübbenau, Dum-
merstorf und München angekündigt.

 7. Hat die Bundesregierung Erkenntnisse darüber, an welche Standorte der 
Investor das Projekt nun verlagert hat, und welche Standortfaktoren dort 
ausschlaggebend waren, wenn ja, wohin wurde das Projekt verlagert, und 
mit welchen ausschlaggebenden Standortfaktoren (bitte detailliert benen-
nen und auflisten)?

Der Bundesregierung liegen dazu keine Informationen vor.

 8. Verfügt die Bundesregierung über eine Übersicht, wie viele ähnliche In-
vestitionsvorhaben im Bereich digitaler Infrastruktur in den Jahren 2025 
und 2026 aufgrund der Rahmenbedingungen (Energiepreise, Netzausbau, 
Bürokratie) in Deutschland nicht realisiert wurden, wenn ja, welche 
(bitte aufschlüsseln)?

Der Bundesregierung liegen dazu keine Informationen vor.

 9. Welche spezifischen Anpassungen plant die Bundesregierung in ihrer 
Standortpolitik, um den Bau von KI-Rechenzentren, insbesondere im 
Hinblick auf den Energiebedarf und die Netzinfrastruktur, künftig zu pri-
orisieren und zu beschleunigen?

11. Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregierung, um eine bessere Ver-
zahnung zwischen der Energieinfrastrukturplanung (BMWE) und der Di-
gitalisierungsagenda (BMDS) herzustellen, damit digitale Großprojekte 
nicht an mangelnder Energieversorgung scheitern?

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 3 – Drucksache 21/9021



12. Welche Lehren zieht die Bundesregierung aus dem Scheitern in Demmin 
für die Ansiedlung weiterer KI-Rechenzentren, die aufgrund ihres mas-
siven Strom- und Kühlbedarfs an hohe infrastrukturelle Anforderungen 
geknüpft sind?

Die Fragen 9, 11 und 12 werden gemeinsam beantwortet.
Im Rahmen der am 18. März 2026 beschlossenen nationalen Rechenzentrums-
strategie sind von der Bundesregierung konkrete Maßnahmen identifiziert wor-
den, die das Ziel unterstützen, die Rechenkapazitäten für KI in Deutschland bis 
2030 mindestens zu vervierfachen. Diese Maßnahmen werden derzeit umge-
setzt und die Rechenzentrumsstrategie jährlich aktualisiert.

10. Inwieweit plant die Bundesregierung, das Planungs- und Genehmigungs-
recht für digitale Schlüsselinfrastrukturen weiter zu straffen, um Verzö-
gerungen bei der Netzanschlusserteilung zu vermeiden?

Die Netzanschlussbegehren für einen Standort kann parallel zum Planungs- und 
Genehmigungsverfahren gestellt werden. Weitere Regelungen zum Netzan-
schlussregime enthält das Netzanschlusspaket, das derzeit im parlamentari-
schen Verfahren ist.
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